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Aus der Arbeit der Vereinigung der Juristen der DDR

Zentral Vorstand beschloß 
weitere Aufgaben 
zur Verwirklichung der Beschlüsse 
des X. Parteitages der SED

KURT KATTANEK,
Stellvertreter des Generalsekretärs 
der Vereinigung der Juristen der DDR

Am 18. Juni 1982 tagte der Zentralvorstand der Vereini­
gung der Juristen der DDR unter Leitung seines Präsi­
denten, Dr. Dr. h. c. H. T о e p 1 i t z. Er beriet Aufgaben 
und zog Schlußfolgerungen für die weitere gesellschaft­
liche Tätigkeit der Organisation.

Im Mittelpunkt stand die Frage, welche Aktivitäten 
und Initiativen die VdJ besonders unter den neu entstan­
denen Bedingungen entwickeln muß, um zur weiteren 
Stärkung der sozialistischen Staats- und Rechtsordnung 
beizutragen, die volkswirtschaftliche Leistungs- und 
Effektivitätsentwicklung zu fördern und die Friedens­
politik der Sowjetunion und der sozialistischen Gemein­
schaft mit den der Organisation zur Verfügung stehenden 
spezifischen Möglichkeiten wirksam zu unterstützen.

Dazu wurden in drei thematischen Beiträgen Hinweise 
und Anregungen gegeben, die es in den Bezirks-, Kreis- 
und Wirkungsgruppen wirksam umzusetzen gilt.

Rechtspropaganda zu neuen Gesetzen 1

Prof. Dr. G. W a l t e r ,  1. Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Staatlichen Vertragsgerichts beim Ministerrat der 
DDR, sprach über rechtspropagandistische Aufgaben zur 
Erläuterung des neuen Vertragsgesetzes. Er konzentrierte 
sich u. a. auf folgende Schwerpunkte:

1. Es ist deutlich zu machen, daß die Wirksamkeit der 
neuen vertragsrechtlichen Regelungen nicht nur davon 
abhängt, wie sich alle Leiter und verantwortlichen Mit­
arbeiter in den staatlichen Organen, Kombinaten und 
Betrieben gründlich mit ihnen vertraut machen; es kommt 
vielmehr darauf an, die sich aus dem neuen Vertragsgesetz 
ergebenden Aufgaben voll in die Leitungstätigkeit einzu­
beziehen,

2. Die Neufassung des Vertragsgesetzes ist eine wich­
tige Maßnahme zur Erfüllung der auf dem X. Parteitag 
der SED gestellten Aufgabe, die sozialistische Rechts­
ordnung entsprechend den Anforderungen der Zukunft 
ständig zu vervollkommnen. In der rechtspropagandisti­
schen Arbeit sollte deshalb hervorgehoben werden, daß 
zur Verwirklichung der ökonomischen Strategie der acht­
ziger Jahre bereits eine Reihe von anderen Rechtsvor­
schriften erlassen wurden, z. B. die Pflichtenheft-Verord­
nung vom 17. Dezember 1981 oder die Finanzierungs­
anordnung Wissenschaft und Technik vom 5. Februar 1982.

3. In der rechtspropagandistischen Arbeit ist das 
Grundanliegen des neuen Vertragsgesetzes hervorzuheben, 
das im wesentlichen darin besteht, in Übereinstimmung 
mit den Erfordernissen der weiteren Stärkung des demo­
kratischen Zentralismus und der fortschreitenden Inten­
sivierung der Produktion die Einheit von Plan, Bilanz und 
Vertrag zu festigen. Diese Einheit ist konsequent zu ver­
wirklichen, indem der Vertrag zu einem aktiven Instru­
ment der Durchsetzung der mit dem Plan und den Bilan­
zen festgelegten Aufgaben entwickelt wird.

4. Bei der Erläuterung des Vertragsgesetzes ist immer 
auf die Verpflichtung der Leiter der Wirtschaftseinheiten

einzugehen, die Initiativen und die Leistungsbereitschaft 
der Werktätigen auf die vertragsgerechte Planerfüllung 
zu lenken und die Werktätigen durch moralische und 
materielle Stimuli auf die Erreichung des größten gesell­
schaftlichen Nutzens zu orientieren. Dabei ist eine enge 
Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft und den anderen 
gesellschaftlichen Organisationen notwendig.

Oberst L. P e n n d o r f ,  Vizepräsident des Obersten 
Gerichts, sprach über die neuen Rechtsvorschriften zum 
Wehrdienst und zur Staatsgrenze der .DDR. Er verwies 
darauf, daß der X. Parteitag der SED die Aufgabe gestellt 
hat, die Verteidigungsfähigkeit der DDR unablässig zu 
stärken und unsere Staatsgrenze gegenüber allen Anschlä­
gen imperialistischer Kräfte noch sicherer zu machen, um 
damit Frieden und Sozialismus zuverlässig zu schützen.

Die neuen Rechtsvorschriften über den Wehrdienst und 
die Staatsgrenze der DDR dienen der Erfüllung dieser 
objektiv notwendigen Aufgabe. Die konsequente Verwirk­
lichung der gesetzlichen Bestimmungen wird dazu bei­
tragen, die Kampfkraft und Gefechtsbereitschaft der Ver­
bände, Truppenteile und Einheiten weiter zu stärken, die 
militärische Disziplin und Ordnung zu festigen und die 
Unantastbarkeit der Staatsgrenze der DDR sowie die 
Sicherheit und Ordnung in den Grenzgebieten auf höherem 
Niveau zu gewährleisten. Wehrpolitische Erziehungsarbeit 
ist daher auch eine Aufgabe der Juristen.

H. B r e i t b a r t h ,  Stellvertreter des Ministers der 
Justiz, erläuterte diejenigen Aufgaben, die sich bei der 
Propagierung des Gesetzes über die gesellschaftlichen 
Gerichte für die VdJ ergeben. Er verwies darauf, daß mit 
der Verabschiedung dieses Gesetzes und der auf seiner 
Grundlage ausgearbeiteten Ordnungen für die Konflikt- 
und Schiedskommissionen ein Auftrag aus dem Programm 
der SED erfüllt wurde. Bei der Erläuterung dieses Geset­
zes sollte u. a. sichtbar gemacht werden, daß
— Stellung, Wesen und Charakter der Konflikt- und 

Schiedskommissionen als g e s e l l s c h a f t l i c h e  
Rechtsprechungsorgane weiter ausgeprägt wurdein,

— die gesellschaftlichen Gerichte eine der vielfältigen de­
mokratischen Formen sind, in denen die Bürger in 
großer Zahl aktiv und unmittelbar an der Leitung von 
Staat und Gesellschaft beteiligt sind und daß die Er­
weiterung der Wirkungsmöglichkeiten der Mitglieder 
eines gesellschaftlichen Gerichts die weitere Ausgestal­
tung des verfassungsmäßigen Rechts der Bürger, an 
der Leitung von Staat und Gesellschaft teilzunehmen, 
darstellt,

— die neuen rechtlichen Regelungen die Rechte der Bür­
ger und ihre Rechtsgarantien erweitern,

— mit den neuen rechtlichen Regelungen und ihrer prak­
tischen Verwirklichung ein wichtiger Beitrag zur Stär­
kung der Positionen des realen Sozialismus in der 
internationalen Klassenauseinandersetzung geleistet 
wird.
Breitbarth verwies darauf, daß für die Erläuterung die­

ses Gesetzes vielfältige Formen zu nutzen sind, in die 
alle VdJ-Mitglieder einbezogen werden sollten. Neben 
systematischen Schulungen der Mitglieder der gesellschaft­
lichen Gerichte in den Betrieben und Wohngebieten, die 
in Abstimmung mit dem FDGB und der Nationalen Front 
durchgeführt werden, sind gemeinsame Veranstaltungen 
mit der URANIA sowie die Zusammenarbeit mit den 
Massenmedien in den Bezirken und Kreisen nützlich.

Für die Lösung der neuen Aufgaben hat die VdJ eine 
gute' Basis. Im Jahre 1981, dem Jahr des X. Parteitages 
der SED, wurden von den Mitgliedern über 90 000 rechts­
propagandistische und rechtserzieherische Veranstaltungen 
durchgeführt, die von ca. 2,5 Millionen Bürgerin besucht 
waren.


